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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Kriminalität

Als Zweitrat befasste sich der Ständerat mit der Schaffung eines neuen Gesetzes gegen
die Geldwäscherei. Auf Antrag seiner Kommission beschloss er, in allen Punkten den
Entscheiden des Nationalrats der seinerseits die Bundesratsvorlage praktisch
unverändert übernommen hatte zu folgen. Damit konnten die Strafbestimmungen über
Handlungen, welche geeignet sind, das Auffinden von deliktisch erworbenen
Vermögenswerten zu verhindern, auf den 1. August in Kraft gesetzt werden. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.03.1990
HANS HIRTER

Die vorberatende Kommission des Nationalrats stimmte der vom Bundesrat im Vorjahr
vorgeschlagenen Strafbarkeit des Missbrauchs von Check- und Kreditkarten zu. Im
Bereich der neuen Bestimmungen über die Computerkriminalität nahm sie eine
Differenzierung zwischen dem spielerischen Eindringen in Computersysteme (Hacking)
und dem – strenger zu bestrafenden – unerlaubten Datenzugriff mit
Bereicherungsabsichten vor. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.04.1992
HANS HIRTER

Als Erstrat befasste sich der Nationalrat mit den vom Bundesrat 1991 vorgeschlagenen
Änderungen des Strafrechts in bezug auf nicht erlaubte Handlungen gegen das
Vermögen und auf das Fälschen von Urkunden. In der Eintretensdebatte begrüssten
sämtliche Fraktionen diese Rechtsanpassung an die neuen Formen der
Wirtschaftskriminalität. In der Detailberatung stimmte der Rat der von der Kommission
vorgeschlagenen weniger strengen Bestrafung von Personen, welche ohne
Bereicherungsabsichten in ein Computersystem eindringen (sog. Hacking) zu. Einen von
Vertretern der SP unterstützten Antrag auf vollständige Straffreiheit für derartige
Aktivitäten lehnte er hingegen ab. Mit Stichentscheid des Präsidenten abgelehnt wurde
auch ein von der SP, der GP, dem LdU und Teilen der CVP unterstützter Antrag, es dem
Richter zu erlauben, bei Bagatelldelikten von einer Strafverfolgung abzusehen (sog.
Opportunitätsprinzip). Im übrigen nahm der Rat eine Reihe von Korrekturen am
Regierungsentwurf vor, ohne allerdings Wesentliches zu verändern. Im Anschluss an
seine Debatte überwies der Nationalrat oppositionslos eine Motion (Mo. 93.3037),
welche die Vorlage eines Bundesgesetzes über die wirtschaftliche Strafrechtspflege in
Kriegszeiten verlangt. Der Ständerat stimmte den neuen Bestimmungen in der
Wintersession zu, schuf aber doch einige Differenzen zum Nationalrat. Insbesondere
nahm er als zusätzlichen strafbaren Tatbestand auch noch das Einschleusen von Viren
in Computersysteme sowie die Herstellung und Verbreitung derartiger Programme in
das Gesetz auf. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.12.1993
HANS HIRTER

Die 1991 vom Bundesrat beantragte Strafrechtsrevision in bezug auf strafbare
Handlungen gegen das Vermögen und auf Urkundenfälschung konnte abgeschlossen
werden. In der Differenzbereinigung schloss sich der Nationalrat weitgehend den
Entscheiden der kleinen Kammer an. 4

ANDERES
DATUM: 07.10.1994
HANS HIRTER

Trotz eines leichten Rückgangs war auch im Jahr 2013 die Anzahl der gemeldeten,
verdächtigen Vermögenswerte hoch. Ihr Umfang belief sich auf knapp drei Milliarden
CHF, wobei insgesamt 30 Verdachtsmeldungen Summen von über 10 Millionen CHF
betrafen. Meist handelte es sich bei der mutmasslich begangenen Vortat zur
Geldwäscherei um Betrug, wobei eine Zunahme von Computerbetrugsfällen
verzeichnet wurde. Die Abnahme der Fälle erlaubte eine vertiefte Analyse der
eingegangenen Verdachtsmeldungen und raschere und besser fundierte Meldungen an
die Strafverfolgungsbehörden. Dies hielt der im Mai 2014 veröffentlichte Jahresbericht
der Meldestelle für Geldwäscherei (MROS) fest. 5

ANDERES
DATUM: 08.05.2014
NADJA ACKERMANN
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Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Banken

Der Bundesrat gab im April 2014 die Erarbeitung einer Botschaft zur Revision des
Steuerstrafrechts in Auftrag. Diese stützte sich auf eine bereits 2013 abgeschlossene
Vernehmlassung. Kernstück der Vorlage sollte die Abschaffung des eigenständigen
Straftatbestands des Steuerbetrugs bilden. Der Bundesrat sah vor, Steuerbetrug neu als
qualifizierte Steuerhinterziehung zu handhaben, wodurch unter anderem
Doppelverfahren vermieden werden sollten. Aufgrund des erweiterten Zugangs zu
Bankdaten für Behörden kam die erwartete Gesetzesänderung einer Aufweichung des
inländischen Bankgeheimnisses gleich. Das Parlament konnte sich bis zum Jahresende
2014 noch nicht zur Vorlage äussern. Die mit dem Geschäft zusammenhängende Motion
Schweiger (fdp, ZG) war am Jahresende formell weiterhin beim Bundesrat pendent. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.07.2014
FABIO CANETG

Im Berichtsjahr 2014 wurde der Entwurf zum Bundesgesetz über die einseitige
Anwendung des OECD-Standards zum Informationsaustausch (Artikel 26 des OECD-
Musterabkommens) in die Vernehmlassung geschickt. Die Vorlage stand im
Zusammenhang mit den Empfehlungen des Global Forum von 2011 (Einschränkung der
Vorinformation in Amtshilfesachen, Vergrösserung der Anzahl
Doppelbesteuerungsabkommen nach OECD-Standard und Identifikation des Halters
von Inhaberaktien). Staaten, deren Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) mit der
Schweiz noch nicht an die neusten OECD-Standards angepasst waren, sollte gemäss
bundesrätlichem Vorschlag die Möglichkeit eingeräumt werden, auf Basis der neuen
Standards Amtshilfegesuche zu stellen. Diesen sollten entsprochen werden, sofern das
gesuchstellende Land Gegenrecht einräumte und die Daten vertraulich behandelte.
Zudem sollten die Daten gemäss Vorentwurf nur für Steuerzwecke verwendet werden
dürfen („Spezialiätenprinzip“). Bezüglich der Zulässigkeit von Amtshilfegesuchen sah der
Bundesrat im Einklang mit den OECD-Standards vor, Amtshilfe bei Verdacht auf
Steuerhinterziehung und Steuerbetrug zu leisten, auch wenn im entsprechenden DBA
Amtshilfe nur bei Verdacht auf Steuerbetrug vorgesehen war. Zudem sollte, ebenfalls in
Entsprechung zu den letzten Anpassungen in den OECD-Standards, Gruppenanfragen
auf Basis von Verhaltensmustern grundsätzlich möglich sein, auch wenn solche in den
betroffenen DBA nicht vorgesehen waren. Der Bundesrat erachtete die vorgeschlagene
Regelung als geeignet, den Empfehlungen des Global Forum zu entsprechen, wodurch
er sich erhoffte, im Peer-Review des Global Forum in Phase 2 übertreten zu können.
Die Stossrichtung des Entwurfs war ähnlich der 2013 unterzeichneten
Europaratskonvention zur Steueramtshilfe, deren Ratifikation im Berichtsjahr 2014
ebenfalls pendent war (siehe unten). Zudem entsprach sie einer im Parlament noch
nicht behandelten Motion Noser (fdp, ZH), die mit wenigen Einschränkungen ebenfalls
eine einseitige Anwendung der neuen OECD-Standards vorschlug. Die
Vernehmlassungsfrist zum Bundesgesetz über die einseitige Anwendung des OECD-
Standards zum Informationsaustausch endet am 5.2.15. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.10.2014
FABIO CANETG

Konträr zur internationalen Entwicklung in Richtung automatischen
Informationsaustauschs (siehe oben, MCAA) und entgegen der Tendenz zur
Aufweichung des Bankgeheimnisses auch im Inland (siehe oben, Revision des
Steuerstrafrechts) kam am 23.10.14 die Volksinitiative „Ja zum Schutz der
Privatsphäre“ mit 117‘596 gültigen Unterschriften zustande. Das Begehren forderte den
Schutz der finanziellen Privatsphäre der Bürgerinnen und Bürger und gab vor, unter
welchen Umständen ein Finanzintermediär Daten an Behörden weitergeben durfte.
Nach Vorstellung der Initianten (unter ihnen die SVP, die FDP und die CVP) sollte dies
nur im Rahmen eines Strafverfahrens und auf Geheiss eines Gerichts möglich sein. Das
Parlament behandelte die Initiative bis zum Jahresende 2014 noch nicht. 8

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 23.10.2014
FABIO CANETG
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Eine weitere veraltete Motion, die 2010 im Angesicht der Verhandlungen um die
Vergangenheitsbewältigung – im Speziellen bezüglich Deutscher Schwarzgelder –
eingereicht worden war, war im Berichtsjahr 2014 nach wie vor im Ständerat (Zweitrat)
hängig. Die Motion verlangte, dass der Bundesrat eine möglichst breit angelegte
Einführung einer Abgeltungssteuer anstreben solle, was seit dem Scheitern des
Abgeltungssteuerabkommens mit Deutschland 2011 als illusorisch galt und deshalb nicht
weiterverfolgt wurde. 9

MOTION
DATUM: 31.12.2014
FABIO CANETG
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